
Danke schön. Wer ist dagegen? -

(Heiterkeit)

Keine Gegenstimme. Wer enthält sich der Stimme? -

(Unruhe im Saal)

Selbst bei einigen Stimmenthaltungen waren es ganz zweifels­
frei mehr als 267 Abgeordnete. Damit ist dieses verfassungän­
dernde Gesetz angenommen.

(Beifall)

Wir haben erfahren, daß inzwischen der Ausschuß für Verfas­
sung und Verwaltungsreform seine Beratungen abgeschlossen 
hat und wir also zunächst den Tagesordnungspunkt 1 abschlie­
ßen können. Sie erinnern sich, wir hatten das zurückverwiesen, 
haben jetzt also eine 3. Lesung zu machen und haben dazu zu­
nächst den Bericht des Ausschusses zu hören. Der Ausschußvor­
sitzende hat das Wort.

Becker, Berichterstatter des Ausschusses für Verfassung und 
Verwaltungsreform:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ausschuß an­
empfiehlt Ihnen jetzt das Gesetz in 3. Lesung. Ich möchte Ihnen 

_✓ die Ergebnisse der Ausschußberatungen vortragen.

Zunächst zum Antrag der PDS, im § 25 der Abs. 2 weitergehend 
zu ändern, Berlin betreffend. Dazu sah sich der Ausschuß außer­
stande, in den Rechtsstreit zwischen der Stadt Berlin und der 
Rechtsaufsichtsbehörde einzugreifen.

Zum zweiten vertritt der Ausschuß die Auffassung, daß laut 
den Verfassungsgrundsätzen das unteilbare Staatsgebiet der 
DDR durch eine vorgezogene Länderbefugnis, der Teilung an 
die Stadt Berlin, in einer Weise geteilt würde, daß Berlin als 
Hauptstadt in Frage stünde bzw. die übrige DDR, die noch nicht 
in Länder geteilt ist, auch nicht territorial definiert ist. Das geht 
nur, wenn zum 14. Oktober die Länder und Berlin die Landesbe­
fugnisse gleichzeitig erhalten. Deshalb kann der Ausschuß die­
sen Antrag nicht zur Besschlußfassung empfehlen.

Zweitens zum Wahlgesetz, also dem § 25 (2), der in der Druck­
sache Nr. 84 a verzeichnet ist: Dort hat sich der Ausschuß ent­
schlossen, diesen Antrag auf der Drucksache Nr. 84 a zu strei­
chen. Ich würde Sie bitten, das zu tun. Damit entfällt natürlich 
auch das Weiterrücken der beiden weiteren Absätze. Sie bleiben 
also wie in der Originalvorlage.

—' Wir haben dazu eine Drucksache Nr. 84 b vorgelegt, die sinnge­
mäß den Text enthält und gesondert abgestimmt werden sollte. 
Ich verlese den Text:

„Die Volkskammer wolle beschließen: Die Stadtverordneten­
versammlung von Berlin, Hauptstadt der DDR, wird mit dem 
heutigen Tage ermächtigt, ein Gesetz für die Wahl von Abge­
ordneten für ein Gesamtberliner Parlament zu erlassen.“

Zur dritten Frage, zum Antrag von Sachsen: Der Ausschuß 
war mehrheitlich der Meinung, daß es Ländersache ist, einen 
Freistaat zu bilden oder nicht. Über den Antrag müßte hier be­
funden werden. Ich kann hier also nur die Meinung des Auschus- 
ses vortragen.

Und als viertes zum Volksentscheid: Der Ausschuß ist der 
Meinung, daß die Kreise eine eigenständige, selbständige Ent­
scheidung getroffen haben, und von Berlin aus, von uns aus wird 
hier nicht eingegriffen. Volksentscheide halten wir in dieser 
Form, da sie nicht zwingend vorgeschrieben waren, auch für ei­
ne Einschränkung der Kompetenz der gewählten Kreistage.

(Vereinzelt Beifall)

Ich bitte Sie also, der Drucksache Nr. 84b zuzustimmen und 
dem veränderten Ländereinführungsgesetz die Zustimmung zu

erteilen. Zu den beiden Sonderanträgen habe ich die Meinung 
des Ausschusses vorgetragen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Wir haben jetzt hier noch einen Änderungsan­
trag in 3. Lesung vorliegen. Ist das richtig, Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne? - Das ist offenbar nicht der Fall. Danke.

Dann steht tatsächlich zunächst die Abstimmung über den Be­
schlußvorschlag des Ausschusses für Verfassung und Verwal­
tungsreform zur 2. Lesung des Ländereinführungsgesetzes, wie 
er Ihnen in Drucksache Nr. 84 a vorliegt, an. Es wird dann an­
schließend über den Zusatzantrag betreffend Berlin entschieden 
werden. Also zwei Abstimmungen.

Zunächst frage ich - und ich weise vorher noch einmal darauf 
hin, daß es sich auch hierbei um ein Verfassungsgesetz handelt, 
also die Zustimmung von mindestens 267 Abgeordneten erfor­
derlich ist -, wer diesem Gesetzentwurf in 2. Lesung zustimmt. 
Ich bitte um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich der Stimme? - Bei einigen Enthaltungen, aber 
zweifelsfrei mit einer Mehrheit von über 267 Stimmen ist dieses 
Gesetz in 2. Lesung angenommen.

Wir haben noch über den Zusatzantrag Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Verfassung und Verwaltungsreform abzu­
stimmen. Ich lese den Text noch einmal vor:

„Die Stadtverordnetenversammlung von Berlin, Hauptstadt 
der DDR, wird mit dem heutigen Tage ermächtigt, ein Ge­
setz für die Wahl von Abgeordneten für ein Gesamtberliner 
Parlament zu erlassen.“

Wahrscheinlich dann aber nur - so ist es wohl zu interpretie­
ren - zunächst erst einmal für den Teil, für den ihr überhaupt 
Kompetenz zusteht. Dabei bin ich der Meinung, daß auch dieser 
Beschluß einer Zweidrittelmehrheit bedarf. Besteht darüber Ei­
nigkeit? Wenn das angenommen werden muß, bedarf es einer 
Zweidrittelmehrheit, denn das ist der Erlaß eines Gesetzes sozu­
sagen im Vorgriff auf das, was dann noch im einzelnen verfas­
sungsmäßig geregelt werden muß.

Wer dem Beschluß, daß die Stadtverordnetenversammlung 
ein solches Gesetz erlassen kann, zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Es tut mir leid, das muß min­
destens erst einmal gezählt werden. Ich bitte die Schriftführer, 
vorzukommen. Ich möchte jetzt darüber abstimmen lassen. Ich 
lese sicherheitshalber den Text noch einmal vor, weil es tatsäch­
lich eine wichtige Entscheidung ist, nämlich eine Stadtverordne­
tenversammlung erläßt ein Gesetz im Vorgriff auf ihre Existenz 
als Länderparlament - ich will das bloß sagen, deshalb Zweidrit­
telmehrheit.

„Die Stadtverordnetenversammlung von Berlin, Hauptstadt 
der DDR, wird mit dem heutigen Tag ermächtigt, ein Gesetz 
für die Wahl von Abgeordneten für ein Gesamtberliner Par­
lament zu erlassen.“

Wir sind in der Abstimmung!

Dr. Gysi (PDS):

Bloß zur Ihrer Interpretation - das halte ich schon für wichtig, 
daß klar ist, daß wir keine Entscheidung für Westberlin treffen 
können. Vielleicht könnte man das verdeutlichen, indem man 
sagt „innerhalb seines Zuständigkeitsbereiches“; aber ich bin si­
cher, daß das damit gemeint ist.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich gebe das hier jetzt als verbindliche Interpretation zu Proto­
koll, daß das so gemeint ist.

Das ist wahrscheinlich jetzt das einfachste. Anders ist es aber
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